
EINLADUNG ZUR 

AUßERORDENTLICHEN 

HAUPTVERSAMMLUNG 



2 3 

2.	 Beschlussfassung über die Schaffung eines neuen Genehmigten 
Kapitals 2017 mit möglichem Ausschluss des Bezugsrechts, die ent-
sprechende Satzungsänderung und die Aufhebung des Genehmigtes 
Kapital 2016

	 Das durch die Hauptversammlung vom 28. Juni 2016 unter Tagesord- 
nungspunkt 5 beschlossene Genehmigte Kapital 2016 ist zwischen- 
zeitlich teilweise ausgenutzt worden. Um diesbezüglich der Gesellschaft 
zukünftig wieder eine größtmögliche Flexibilität zu gewährleisten, soll mit 
dem nachfolgenden Beschlussvorschlag das Genehmigte Kapital 2016 
aufgehoben und ein neues genehmigtes Kapital geschaffen werden. 

	 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, wie folgt zu beschließen:

	 1.	 Das durch die Hauptversammlung vom 28. Juni 2016 unter Tages- 
ordnungspunkt 5 beschlossene Genehmigte Kapital 2016 gemäß 
§ 4 Abs. 6 der Satzung der Gesellschaft, das ursprünglich in Höhe 
von bis zu EUR 2.144.850,00 geschaffen wurde und nach teilwei-
ser Ausnutzung derzeit noch in Höhe von bis zu EUR 1.728.184,00 
besteht, wird hiermit, soweit noch nicht ausgenutzt, im Hinblick auf 
die Schaffung des neuen Genehmigten Kapital 2017 unter nachfol-
genden Absätzen mit Wirkung auf den Zeitpunkt der Eintragung des 
neuen Genehmigten Kapitals 2017 aufgehoben.

	 2.	 Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das 
Grundkapital der Gesellschaft bis zum 27. November 2022 einmalig 
oder mehrmalig um insgesamt bis zu EUR 2.353.193,00 gegen Bar- 
und/oder Sacheinlagen durch Ausgabe von bis zu 2.353.193 neu-
en, auf den Inhaber lautenden Stückaktien zu erhöhen (Genehmigtes 
Kapital 2017). Den Aktionären ist dabei grundsätzlich ein Bezugsrecht 
einzuräumen. Die neuen Aktien können auch von einem oder mehre-
ren Kreditinstituten mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den 
Aktionären zum Bezug anzubieten. Der Vorstand wird jedoch ermäch-
tigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre 
auszuschließen:

		  a)	 um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen;

		  b)	 wenn eine Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen 10 % des Grund- 
kapitals nicht übersteigt und der Ausgabebetrag der neuen Aktien 
den Börsenpreis nicht wesentlich unterschreitet (§ 186 Abs. 3 
Satz 4 AktG); beim Gebrauchmachen dieser Ermächtigung unter 
Bezugsrechtsausschluss nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ist der 
Ausschluss des Bezugsrechts auf Grund anderer Ermächtigungen 
nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zu berücksichtigen;

		  c)	 wenn im Fall einer Kapitalerhöhung gegen Sacheinlagen die 
Gewährung der Aktien zum Zwecke des Erwerbs von Unterneh- 
men, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen 
(einschließlich der Erhöhung bestehender Beteiligungen) oder zum 
Zwecke des Erwerbs von Forderungen gegen die Gesellschaft 
erfolgt;

		  d)	 soweit es erforderlich ist, um den Inhabern der von der Gesell- 
schaft ausgegebenen Options- und/oder Wandelschuldverschrei- 
bungen ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang zu 
gewähren, wie es ihnen nach Ausübung des Options- bzw. 
Wandlungsrechts zustehen würde. 

EYEMAXX Real Estate AG

Aschaffenburg 

ISIN DE000A0V9L94

Einladung
zur außerordentlichen Hauptversammlung 

Wir laden hiermit unsere Aktionäre zu der 
am 28. November 2017, um 13:00 Uhr, 

im Münchner Künstlerhaus der Münchner Künstlerhaus-Stiftung, 
Lenbachplatz 8, 80333 München, 

stattfindenden außerordentlichen Hauptversammlung ein.

Tagesordnung:

1.	 Beschlussfassung über eine reguläre Kapitalerhöhung gegen 
Bareinlagen unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre

	 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, wie folgt zu beschließen:

	 1.	 Das Grundkapital der Gesellschaft in Höhe von EUR 4.706.386,00, 
eingeteilt in 4.706.386 auf den Inhaber lautende Stückaktien, wird 
gegen Bareinlagen um bis zu EUR 470.637 durch Ausgabe von bis zu  
470.637 neuen, auf den Inhaber lautenden Stückaktien mit einem rech-
nerischen Anteil am Grundkapital von je EUR 1,00 ("Neue Aktien") auf 
bis zu EUR 5.177.023,00 erhöht. Die Neuen Aktien werden zum ge- 
ringsten Ausgabebetrag von EUR 1,00 je Neuer Aktie ausgegeben und 
sind ab dem 1. November 2016 gewinnberechtigt.

	 2.	 Das Bezugsrecht der Aktionäre wird gem. § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
ausgeschlossen.

	 3.	 Zur Zeichnung und Übernahme der Neuen Aktien wird ein inländisches 
Kreditinstitut oder ein ihm nach § 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 1 
Satz 1 oder Abs. 7 KWG gleichgestelltes ausländisches Unternehmen 
mit der Verpflichtung zugelassen, die Neuen Aktien in Abstimmung 
mit der Gesellschaft Investoren im Rahmen einer Privatplatzierung zu 
einem noch festzulegenden Platzierungspreis, der den Börsenpreis der 
Aktien der Gesellschaft nicht wesentlich unterschreiten darf, anzubie-
ten und den über den Ausgabebetrag hinaus erzielten Mehrerlös an 
die Gesellschaft abzuführen.

	 4.	 Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die 
weiteren Einzelheiten der Kapitalerhöhung und ihrer Durchführung 
festzusetzen. Hierzu gehört auch die endgültige Auswahl des Emis- 
sionsunternehmens sowie die Festlegung des Platzierungspreises.

	 5.	 Der Beschluss über die Erhöhung des Grundkapitals wird ungültig, 
wenn die Durchführung der Kapitalerhöhung nicht spätestens am  
31. Januar 2018 in das Handelsregister der Gesellschaft eingetra-
gen worden ist.

	 6.	 Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Satzung entsprechend der 
Durchführung der Kapitalerhöhung anzupassen. 



4 5 

Bericht des Vorstands gemäß § 186 Abs. 4 S. 2 AktG über den Ausschluss 
des Bezugsrechts in Tagesordnungspunkt 1

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen unter Tagesordnungspunkt 1 vor, eine  
reguläre Barkapitalerhöhung unter Anwendung des vereinfachten Bezugs- 
rechtsausschlusses nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG durchzuführen. Die 
Kapitalerhöhung im Umfang von bis zu EUR 470.637 durch Ausgabe von bis 
zu 470.637 neuen, auf den Inhaber lautenden Stückaktien und damit knapp  
10 % des Grundkapitals der Gesellschaft soll im Rahmen einer Privat- 
platzierung bei Investoren platziert werden. Der vorgesehene Bezugs- 
rechtsausschluss versetzt die Verwaltung in die Lage, zeitnah nach der 
Hauptversammlung sich bietende Möglichkeiten schnell und flexibel sowie 
kostengünstig zu nutzen. Dadurch wird eine bestmögliche Stärkung der 
Eigenmittel im Interesse der Gesellschaft und aller Aktionäre erreicht. Durch 
den Verzicht auf die zeit- und kostenaufwendige Abwicklung des Bezugs- 
rechts kann der Eigenkapitalbedarf aus sich kurzfristig bietenden Markt- 
chancen sehr zeitnah gedeckt werden.

Eine solche Kapitalerhöhung ermöglicht es der Gesellschaft, kurzfristig sich 
ergebende Möglichkeiten der Projektierung von Immobilienprojekten durch-
zuführen. Konkret sieht sich die Gesellschaft derzeit in der Situation, zeit-
gleich mehrere interessant erscheinende Immobilienentwicklungsprojekte in 
Deutschland und Österreich zur Ankaufsprüfung in den Gremien vorliegen zu 
haben. Bei diesen Projekten handelt es sich um Wohnbau- sowie Hotelpro- 
jekte (in den meisten Fällen mit angeschlossenem Gewerbeteil), die jeweils 
bereits im Stadium der Liegenschaftsakquisition und damit bereits vor dem 
tatsächlichem Start der Projektentwicklung stehen. Hierzu benötigt die 
Gesellschaft kurzfristig auch die Eigenmittel aus dieser Kapitalerhöhung.   

Durch die Festlegung eines Platzierungspreis, der den Börsenpreis der 
Aktien der Gesellschaft nicht wesentlich unterschreiten darf, soll entspre-
chend den gesetzlichen Anforderungen in § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG sicher-
gestellt werden, dass die neuen Aktien nicht zu einem unangemessen 
niedrigen Platzierungspreis an neue Investoren ausgegeben werden. Der 
Vorstand wird im Einzelfall im Interesse der Gesellschaft festlegen, zu wel-
chem Platzierungspreis die neuen Aktien ausgegeben werden. Insgesamt ist 
damit sichergestellt, dass in Übereinstimmung mit der gesetzlichen Wertung 
die Vermögens- wie auch die Stimmrechtsinteressen der Aktionäre bei der 
Durchführung dieser Kapitalerhöhung unter Ausschluss des Bezugsrechts  
der Aktionäre angemessen gewahrt werden. Bei Abwägung all dieser Um- 
stände ist die vorgesehene Beschlussfassung zum Bezugsrechtsausschluss 
in den beschriebenen Grenzen erforderlich, geeignet, angemessen und im 
Interesse der Gesellschaft geboten.

Bericht des Vorstands gemäß § 203 Abs. 2 S. 2 AktG i.V.m. § 186 Abs. 4  
S. 2 AktG über den Ausschluss des Bezugsrechts in Tagesordnungs- 
punkt 2

Das Genehmigte Kapital 2016 ermächtigte den Vorstand ursprünglich, 
mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital in der Zeit bis zum  
27. Juni 2021 um bis zu insgesamt EUR 2.144.850,00 einmalig oder mehr-
malig auch in Teilbeträgen durch Ausgabe neuer, auf den Inhaber lauten-
der Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen zu erhöhen. Das 
Genehmigte Kapital 2016 besteht nach teilweiser Ausnutzung derzeit noch 
in Höhe von bis zu EUR 1.728.184,00. Vorstand und Aufsichtsrat schlagen 
unter Tagesordnungspunkt 2 vor, unter Aufhebung des Genehmigten Kapitals 
2016 ein neues Genehmigtes Kapital 2017 zu schaffen. Aus Gründen der 
Flexibilität soll das neue Genehmigte Kapital 2017 sowohl für Bar- als auch für 
Sachkapitalerhöhungen verwendet werden können. Bei der Kapitalerhöhung 
aus dem Genehmigtem Kapital 2017 haben die Aktionäre der Gesellschaft 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die 
weiteren Einzelheiten der Kapitalerhöhung und ihrer Durchführung 
festzulegen. Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, nach jeder Ausübung 
des genehmigten Kapitals oder Ablauf der Frist für die Ausnutzung 
des genehmigten Kapitals die Fassung der Satzung entsprechend 
anzupassen.

	 3.	 § 4 Abs. 6 der Satzung wird wie folgt neu gefasst: 

		  „6. Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
das Grundkapital der Gesellschaft bis zum 27. November 2022 
einmalig oder mehrmalig um insgesamt bis zu EUR 2.353.193,00 
gegen Bar- und/oder Sacheinlagen durch Ausgabe von bis zu 
2.353.193 neuen, auf den Inhaber lautenden Stückaktien zu 
erhöhen (Genehmigtes Kapital 2017). Den Aktionären ist dabei 
grundsätzlich ein Bezugsrecht einzuräumen. Die neuen Aktien 
können auch von einem oder mehreren Kreditinstituten mit der 
Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären zum Bezug 
anzubieten. Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen:

			   a)	 um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht der Aktionäre auszuneh-
men;

			   b)	 wenn eine Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen 10 % des 
Grundkapitals nicht übersteigt und der Ausgabebetrag der 
neuen Aktien den Börsenpreis nicht wesentlich unterschrei-
tet (§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG); beim Gebrauchmachen dieser 
Ermächtigung unter Bezugsrechtsausschluss nach § 186 Abs. 
3 Satz 4 AktG ist der Ausschluss des Bezugsrechts auf Grund 
anderer Ermächtigungen nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zu 
berücksichtigen;

			   c)	 wenn im Fall einer Kapitalerhöhung gegen Sacheinlagen 
die Gewährung der Aktien zum Zwecke des Erwerbs von 
Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an 
Unternehmen (einschließlich der Erhöhung bestehender 
Beteiligungen) oder zum Zwecke des Erwerbs von Forderungen 
gegen die Gesellschaft erfolgt;

			   d)	 soweit es erforderlich ist, um den Inhabern der von der Gesell- 
schaft ausgegebenen Options- und/oder Wandelschuldver- 
schreibungen ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang 
zu gewähren, wie es ihnen nach Ausübung des Options- bzw. 
Wandlungsrechts zustehen würde. 

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die 
weiteren Einzelheiten der Kapitalerhöhung und ihrer Durchführung 
festzulegen. Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, nach jeder Ausübung 
des genehmigten Kapitals oder Ablauf der Frist für die Ausnutzung 
des genehmigten Kapitals die Fassung der Satzung entsprechend 
anzupassen.“
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Barverkauf. Die Möglichkeit, Aktien als Akquisitionswährung einzuset-
zen, gibt der Gesellschaft den notwendigen Spielraum, sich bietende 
Erwerbsgelegenheiten schnell und flexibel auszunutzen. Hierfür muss das 
Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossen werden können. Da derartige 
Akquisitionen meist kurzfristig erfolgen, können sie in der Regel nicht von 
der nur einmal jährlich stattfindenden Hauptversammlung beschlossen 
werden. Es bedarf eines genehmigten Kapitals, auf das der Vorstand – mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats – schnell zugreifen kann. Die Möglichkeit, 
im Einzelfall Forderungen gegen die Gesellschaft durch die Ausgabe von 
Aktien der Gesellschaft zurückführen zu können, hat ebenfalls den Vorteil, 
dass eine Belastung der Liquidität vermieden wird. Zwar kommt es bei  
einem Bezugsrechtsausschluss zu einer Verringerung der Beteiligungs- 
quote der Aktionäre; die Nutzung von Aktien als Akquisitionswährung 
sowie zur Einbringung von Forderungen gegen die Gesellschaft wäre 
jedoch bei eingeräumtem Bezugsrecht nicht möglich. Im Rahmen einer 
jeden Kapitalerhöhung unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre 
wird der Vorstand sorgfältig prüfen, ob er unter Berücksichtigung der 
Interessen der Gesellschaft sowie des Interesses der Aktionäre am Schutz 
ihrer Beteiligungsquote von dem eingeräumten genehmigten Kapital sowie 
der Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss Gebrauch machen wird. 
Nur wenn den Belangen der Aktionäre gebührend Rechnung getragen 
wird und der Aufsichtsrat dem zustimmt, wird das Kapital der Gesellschaft  
auf diesem Weg erhöht.

-	 soweit es erforderlich ist, um den Inhabern der von der Gesellschaft aus-
gegebenen Optionsscheine und/oder Wandelschuldverschreibungen ein 
Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen 
nach Ausübung des Options- bzw. Wandlungsrechts zustehen würde; 

	 Dieser Bezugsrechtsausschluss ist nicht zuletzt deshalb erforder-
lich und angemessen, um die genannten Personen in gleichem Maße 
wie Aktionäre vor Verwässerung ihrer Rechte zu schützen. Durch den 
Bezugsrechtsausschluss kann den Inhabern von Wandlungs- und 
Optionsrechten bzw. Wandlungspflichten so ein Bezugsrecht auf neue 
Aktien in gleicher Weise gewährt werden, wie es ihnen zustünde, wenn 
sie von ihrem Umtausch- oder Optionsrecht vor der Durchführung der 
Kapitalerhöhung Gebrauch gemacht hätten. Die Inhaber werden mit ande-
ren Worten behandelt, als seien sie bereits Aktionär. Hierdurch wird vor 
allem eine Platzierung von Wandlungs-/ Optionsschuldverschreibungen 
am Kapitalmarkt erleichtert.

Bei Abwägung aller genannten Umstände hält der Vorstand die vorgeschla-
gene Ermächtigung zum Bezugsrechtausschluss in den genannten Fällen 
aus den aufgezeigten Gründen für sachlich gerechtfertigt und gegenüber den 
Aktionären für angemessen. 

grundsätzlich ein Bezugsrecht. Der Vorstand soll jedoch ermächtigt wer-
den, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre aus-
zuschließen 

-	 um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen; 

	 Damit soll die Abwicklung einer Aktienausgabe mit Bezugsrecht der 
Aktionäre erleichtert werden. Spitzenbeträge können sich aus dem 
jeweiligen Emissionsvolumen und der Darstellung eines praktikablen 
Bezugsverhältnisses ergeben. Der Wert von Spitzenbeträgen je Aktionär 
ist in der Regel gering, der Aufwand für die Ausgabe von Aktien ohne 
einen Bezugsrechtsausschluss für Spitzenbeträge dagegen erheblich 
höher. Der Ausschluss dient daher der Praktikabilität und der erleichter-
ten Durchführung einer Aktienausgabe.

-	 wenn eine Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen 10 % des Grundkapitals 
nicht übersteigt und der Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsen- 
preis nicht wesentlich unterschreitet (§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG); beim 
Gebrauchmachen dieser Ermächtigung unter Bezugsrechtsausschluss 
nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ist der Ausschluss des Bezugsrechts  
auf Grund anderer Ermächtigungen nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zu 
berücksichtigen;

	 Diese Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts bei Barkapital- 
erhöhungen gibt dem Vorstand die Möglichkeit, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre gem. § 186 Abs. 3 Satz 
4 AktG auszuschließen. Der Vorschlag liegt damit im Rahmen der 
gesetzlichen Regelung. Das Volumen der Ermächtigung entspricht 10 % 
des Grundkapitals der Gesellschaft. Diese Ermächtigung ermöglicht 
eine kurzfristige Aktienplatzierung unter flexibler Ausnutzung günsti-
ger Marktverhältnisse und führt in der Regel zu einem deutlich höhe-
ren Mittelzufluss als im Fall einer Aktienplatzierung mit Bezugsrecht, da 
bei der Festlegung des Platzierungsentgelts kein Kursänderungsrisiko für 
den Zeitraum der Bezugsfrist berücksichtigt werden muss. Der Vorstand 
soll mit dieser Form der Kapitalerhöhung in die Lage versetzt werden, 
die für die zukünftige Geschäftsentwicklung erforderliche Stärkung der 
Eigenkapitalausstattung zu optimalen Bedingungen vornehmen zu kön-
nen. Dadurch, dass der Ausgabepreis der Aktie den Börsenkurs jeweils 
nicht wesentlich unterschreitet, wird dem Interesse der Aktionäre an  
einem wertmäßigen Verwässerungsschutz Rechnung getragen. Der 
Vorstand wird den Ausgabepreis so nahe an dem dann aktuellen 
Börsenkurs festlegen, wie dies unter Berücksichtigung der jeweiligen 
Situation am Kapitalmarkt möglich ist, und sich um eine marktschonen-
de Platzierung der neuen Aktien bemühen. Der Ausschluss des Bezugs- 
rechts aufgrund anderer Ermächtigungen nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
ist mit zu berücksichtigen.

-	 wenn im Fall einer Kapitalerhöhung gegen Sacheinlagen die Gewährung  
der Aktien zum Zwecke des Erwerbs von Unternehmen, Unternehmens- 
teilen oder Beteiligungen an Unternehmen (einschließlich der Erhöhung 
bestehender Beteiligungen) oder zum Zwecke des Erwerbs von 
Forderungen gegen die Gesellschaft erfolgt;

	 Hierdurch sollen Unternehmensakquisitionen erleichtert werden. Die Ge- 
sellschaft agiert auf dem sich schnell entwickelnden Immobilienmarkt, in 
dem sie ihre Marktposition stetig verfestigen und stärken muss. Hierzu 
gehört es auch, andere Unternehmen oder Unternehmensteile zu erwer-
ben bzw. sich an anderen Unternehmen zu beteiligen. Im Rahmen sol-
cher Akquisitionen bestehen Verkäufer nicht selten darauf, Aktien als 
Gegenleistung zu erhalten, da dies für sie attraktiver sein kann als ein 
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Die Vollmacht an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter 
bedarf ebenso wie die Erteilung von Weisungen der Textform. Soweit keine  
ausdrückliche oder eine widersprüchliche oder unklare Weisung erteilt wor-
den ist, werden sich die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter 
bei dem jeweiligen Tagesordnungspunkt der Stimme enthalten. Die von 
der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter können weder im 
Vorfeld noch während der Hauptversammlung Weisungen zu Gegen- oder 
Verfahrensanträgen entgegennehmen. Ein Formular zur Erteilung von 
Vollmachten sowie das Vollmachts- und Weisungsformular für die von 
der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter erhalten die Aktionäre 
zusammen mit der Eintrittskarte. Es steht auch unter http://eyemaxx.com/ 
investor-relations/außerordentliche-hauptversammlung-2017/ zum Download 
zur Verfügung.

Der Nachweis einer erteilten Bevollmächtigung kann dadurch geführt wer- 
den, dass der Bevollmächtigte am Tag der Hauptversammlung die Vollmacht  
an der Einlasskontrolle vorweist. Ferner können der Nachweis über die 
Bestellung eines Bevollmächtigten und das Vollmachts- und Weisungsformu- 
lar für die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter auf einem  
der folgenden Wege übermittelt werden:

EYEMAXX Real Estate AG
c/o Better Orange IR & HV AG
Haidelweg 48
81241 München
Deutschland
Telefax: +49 (0)89 889 690 655
E-Mail: eyemaxx@better-orange.de

Vollmachten zur Ausübung des Stimmrechts nebst Weisungen an die von 
der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter sollen der Gesellschaft aus 
organisatorischen Gründen, sofern sie nicht während der Hauptversamm- 
lung erteilt werden, bis spätestens zum Ablauf des 27. November 2017  
(24.00 Uhr) zugehen. Darüber hinaus bieten wir form- und fristgerecht ange- 
meldeten und in der Hauptversammlung erschienenen Aktionären an, 
die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter auch in der 
Hauptversammlung mit der Ausübung des Stimmrechts zu bevollmächtigen.

Auch im Fall einer Vollmachtserteilung sind Anmeldung und Nachweis des 
Anteilsbesitzes fristgerecht nach den vorstehenden Bestimmungen erfor-
derlich. Dies schließt – vorbehaltlich der genannten befristeten Möglichkeit 
der Erteilung einer Vollmacht an die von der Gesellschaft benannten 
Stimmrechtsvertreter – eine Erteilung von Vollmachten nach Anmeldung und 
Nachweis des Anteilsbesitzes nicht aus.

Rechte der Aktionäre nach § 122 Abs. 2, §§ 126 Abs. 1, 127, § 131  
Abs. 1 AktG

Ergänzung der Tagesordnung auf Verlangen einer Minderheit nach § 122 
Abs. 2 AktG

Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des Grundkapitals  
(das entspricht 235.320 Stückaktien) oder den anteiligen Betrag am Grund- 
kapital von EUR 500.000 erreichen (das entspricht 500.000 Stückaktien), 
können gemäß § 122 Abs. 2 AktG verlangen, dass Gegenstände auf die 
Tagesordnung gesetzt und bekannt gemacht werden. Jedem neuen Gegen- 
stand muss eine Begründung oder eine Beschlussvorlage beiliegen.

Ergänzungsverlangen müssen der Gesellschaft mindestens 30 Tage vor 
der Versammlung schriftlich zugehen; der Tag des Zugangs und der Tag 

Voraussetzungen für die Teilnahme und die Ausübung des Stimmrechts

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimm- 
rechts sind nach § 21 der Satzung der Gesellschaft diejenigen Aktionäre be- 
rechtigt, die sich unter Vorlage eines Nachweises ihres Aktienbesitzes anmel-
den. Der Nachweis der Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptversammlung 
und zur Ausübung des Stimmrechts ist durch einen in Textform erstellten be- 
sonderen Nachweis des Anteilsbesitzes durch das depotführende Institut  
zu erbringen. Er hat sich auf den Beginn des 21. Tages vor der Versammlung, 
das ist der Beginn des 7. November 2017 (0.00 Uhr), zu beziehen ("Nach- 
weisstichtag"). Die Anmeldung und der Nachweis der Berechtigung müs-
sen der Gesellschaft spätestens bis zum Ablauf des 21. November 2017  
(24.00 Uhr) unter der folgenden Anschrift, Telefax-Nummer oder E-Mail- 
Adresse zugehen:

EYEMAXX Real Estate AG
c/o Better Orange IR & HV AG
Haidelweg 48
81241 München
Telefax: +49 (0)89 889 690 633
E-Mail: anmeldung@better-orange.de

Bedeutung des Nachweisstichtags

Im Verhältnis zur Gesellschaft gilt für die Teilnahme an der Hauptversammlung 
und die Ausübung des Stimmrechts nur als Aktionär, wer den Nachweis 
über den Anteilsbesitz erbracht hat. Die Berechtigung zur Teilnahme und der 
Umfang des Stimmrechts bemessen sich dabei ausschließlich nach dem 
Anteilsbesitz des Aktionärs zum Nachweisstichtag. Mit dem Nachweisstich- 
tag geht keine Sperre für die Veräußerbarkeit des Anteilsbesitzes einher.  
Auch im Fall der vollständigen oder partiellen Veräußerung des Anteilsbe- 
sitzes nach dem Nachweisstichtag ist für die Berechtigung zur Teilnahme und 
den Umfang des Stimmrechts ausschließlich der Anteilsbesitz des Aktionärs 
zum Nachweisstichtag maßgeblich; d.h. Veräußerungen von Aktien nach 
dem Nachweisstichtag haben keine Auswirkungen auf die Berechtigung 
zur Teilnahme und den Umfang des Stimmrechts. Entsprechendes gilt für 
Aktien, die nach dem Nachweisstichtag erworben werden. Personen, die zum 
Nachweisstichtag noch keine Aktien besitzen und erst danach Aktionär wer-
den, sind für die von ihnen gehaltenen Aktien nur teilnahme- und stimmbe-
rechtigt, soweit sie sich bevollmächtigen oder zur Rechtsausübung ermäch-
tigen lassen. Der Nachweisstichtag hat keine Bedeutung für eine eventuelle 
Dividendenberechtigung.

Stimmrechtsvertretung

Aktionäre können ihr Stimmrecht auch durch Bevollmächtigte, zum Beispiel ein 
Kreditinstitut oder eine Aktionärsvereinigung, ausüben lassen. Bevollmächtigt 
ein Aktionär mehr als eine Person, so kann die Gesellschaft eine oder meh-
rere von diesen zurückweisen. Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und 
der Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber der Gesellschaft bedürfen der 
Textform. Wird ein Kreditinstitut, ein nach § 135 Abs. 10 AktG i. V. m. § 125  
Abs. 5 AktG gleichgestelltes Institut oder Unternehmen, eine Aktionärs- 
vereinigung oder eine Person im Sinne von § 135 Abs. 8 AktG bevollmäch-
tigt, so können abweichende Regelungen bestehen, die jeweils bei diesen 
zu erfragen sind.

Die Gesellschaft bietet ihren Aktionären an, von der Gesellschaft benannte 
weisungsgebundene Stimmrechtsvertreter zur Ausübung ihres Stimmrechts 
zu bevollmächtigen. Die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter 
üben das Stimmrecht ausschließlich auf der Grundlage der vom Aktionär  
erteilten Weisungen aus und haben das Recht, Untervollmacht zu erteilen.  
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Auskunftsrecht des Aktionärs gemäß § 131 Abs. 1 AktG

Nach § 131 Abs. 1 AktG ist jedem Aktionär auf Verlangen in der Hauptver- 
sammlung vom Vorstand Auskunft zu geben über Angelegenheiten der 
Gesellschaft einschließlich der rechtlichen und geschäftlichen Beziehungen 
zu verbundenen Unternehmen sowie über die Lage des Konzerns und der 
in den Konzernabschluss einbezogenen Unternehmen, soweit sie zur sach-
gemäßen Beurteilung eines Gegenstands der Tagesordnung erforderlich ist. 
Auskunftsverlangen sind in der Hauptversammlung grundsätzlich mündlich 
im Rahmen der Aussprache zu stellen. 

Weitergehende Erläuterungen zu den Rechten der Aktionäre nach § 122 Abs. 2,  
§ 126 Abs. 1, §§ 127, 131 Abs. 1 AktG stehen auf der Internetseite der 
Gesellschaft unter http://eyemaxx.com/investor-relations/außerordentliche-
hauptversammlung-2017/ zur Verfügung. 

Unterlagen zur Hauptversammlung und Informationen nach § 124a AktG

Die der Hauptversammlung zugänglich zu machenden Unterlagen sowie wei-
tere Informationen nach § 124a AktG sind alsbald nach der Einberufung 
der Hauptversammlung über die Internetseite der Gesellschaft unter http://
eyemaxx.com/investor-relations/außerordentliche-hauptversammlung-2017/ 
zugänglich. 

Die zugänglich zu machenden Unterlagen liegen darüber hinaus in den 
Geschäftsräumen der Gesellschaft, Auhofstraße 25, 63741 Aschaffenburg, 
sowie in der Hauptversammlung selbst zur Einsichtnahme durch die Aktionäre 
aus. Auf Verlangen werden jedem Aktionär unverzüglich und kostenlos 
Abschriften der ausliegenden Unterlagen erteilt. 

Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte

Das Grundkapital der Gesellschaft ist eingeteilt in 4.706.386 nennwertlose 
Stückaktien mit ebenso vielen Stimmrechten. Es bestehen also 4.706.386 
Stimmrechte. Die Gesellschaft hält zum Zeitpunkt der Einberufung keine  
eigenen Aktien. 

Aschaffenburg, im Oktober 2017

EYEMAXX Real Estate AG
Der Vorstand

der Hauptversammlung sind dabei nicht mitzurechnen. Letztmöglicher 
Zugangstermin ist also der 28. Oktober 2017 (24.00 Uhr). Später zugegan- 
gene Ergänzungsverlangen werden nicht berücksichtigt.

Etwaige Ergänzungsverlangen bitten wir an die folgende Adresse zu über-
mitteln:

EYEMAXX Real Estate AG
- Der Vorstand -
Auhofstraße 25
63741 Aschaffenburg

Die Antragsteller haben nach § 122 Abs. 2 Satz 1 in Verbindung mit § 122  
Abs. 1 Satz 3 AktG nachzuweisen, dass sie seit mindestens 90 Tagen vor dem 
Tag des Zugangs des Verlangens Inhaber der Aktien sind und dass sie die 
Aktien bis zur Entscheidung des Vorstands über den Antrag halten. 

Anträge und Wahlvorschläge von Aktionären gemäß §§ 126 Abs. 1, 127 AktG

Aktionäre können der Gesellschaft Gegenanträge gegen Vorschläge von 
Vorstand und Aufsichtsrat zu einem bestimmten Punkt der Tagesordnung stel-
len sowie Vorschläge zur Wahl von Abschlussprüfern oder des Aufsichtsrats 
(sofern Gegenstand der Tagesordnung) unterbreiten. 

Vorbehaltlich § 126 Abs. 2 und 3 AktG werden zugänglich zu machende  
Gegenanträge und Wahlvorschläge, die mindestens 14 Tage vor der Versamm- 
lung, wobei der Tag des Zugangs und der Tag der Hauptversammlung nicht 
mitzurechnen sind, also spätestens am 13. November 2017 (24.00 Uhr), 
bei der Gesellschaft eingehen, den anderen Aktionären einschließlich des  
Namens des Aktionärs sowie der Begründung unverzüglich im Internet unter 
http://eyemaxx.com/investor-relations/außerordentliche-hauptversammlung- 
2017/ zugänglich gemacht. Etwaige Stellungnahmen der Verwaltung werden 
ebenfalls dort veröffentlicht. Gegenanträge werden – anders als Wahlvor- 
schläge – nur dann zugänglich gemacht, wenn sie mit einer Begründung  
versehen sind.

Etwaig zugänglich zu machende Gegenanträge und Wahlvorschläge sind  
ausschließlich an die folgende Anschrift, Telefax-Nummer oder E-Mail-
Adresse zu übermitteln:

EYEMAXX Real Estate AG 
Auhofstraße 25
63741 Aschaffenburg
Telefax: +49 (0)6021 386 69 - 15
E-Mail: Hauptversammlung_2017@eyemaxx.com

Anderweitig adressierte Anträge und Wahlvorschläge werden im Hinblick auf 
die Veröffentlichung nicht berücksichtigt.

Gegenanträge und Wahlvorschläge sind nur dann gestellt, wenn sie während 
der Hauptversammlung gestellt werden. Das Recht eines jeden Aktionärs, 
während der Hauptversammlung Gegenanträge und Wahlvorschläge zu den 
verschiedenen Tagesordnungspunkten auch ohne vorherige und fristgerech-
te Übermittlung an die Gesellschaft zu stellen, bleibt unberührt.



Anreise

Anfahrt per Auto

Fahren Sie ins Stadtzentrum und folgen Sie den Schildern zum 
„Karlsplatz (Stachus)“. Der Lenbachplatz schließt sich an den 
Stachus in Richtung Maximiliansplatz an.

Parkgelegenheiten

Die Tiefgarage im Karstadt Oberpollinger in der Maxburgstraße 
ist durchgehend geöffnet.

Anfahrt per Tram und U-Bahn

Fahren Sie mit der Straßenbahn 19 vom Hauptbahnhof zum 
Lenbachplatz - alternativ nehmen Sie die U-Bahn Linien 4 oder 5 
zur Haltestelle „Karlsplatz (Stachus)“.

Anfahrt vom Flughafen

Die S-Bahn-Linie 8 vom Flughafen hält direkt an der Haltestelle 
„Karlsplatz (Stachus)“. In zwei Minuten erreichen Sie das Künstlerhaus.


